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(3) Der Staatsanwalt des Kreises, in dessen Bereich sich 
das gesellschaftliche Organ der Rechtspflege befindet, kann, 
gegen jede Entscheidung des gesellschaftlichen Organs der 
Rechtspflege innerhalb von drei Monaten Einspruch beim 
zuständigen Kreisgericht einlegen, wenn die Entscheidung 
oder einzelne Verpflichtungen nicht dem Gesetz entsprechen.

(4) Der Einspruch kann bis zum Ende der Schlußvorträge 
in der mündlichen Verhandlung zurückgenommen werden.

§ 277 
Entscheidung

(1) Das Kreisgericht entscheidet über den Einspruch gegen 
die Entscheidung eines gesellschaftlichen Organs der Rechts­
pflege durch Beschluß. Es kann vor seiner Entscheidung eine 
mündliche Verhandlung durchführen und den Betroffenen 
zu seinem Einspruch hören. Weiterhin kann es eine Stellung­
nahme des gesellschaftlichen Organs der Rechtspflege bei­
ziehen, den Vorsitzenden oder andere Mitglieder dieses 
Rechtspflegeorgans und andere Bürger zur mündlichen Ver­
handlung laden, soweit dies zu seiner Entscheidung erforder­
lich ist.

(2) Das Kreisgericht kann die Entscheidung eines gesell­
schaftlichen Organs der Rechtspflege aufheben und die Sache 
mit entsprechenden Empfehlungen zur erneuten Beratung und 
Entscheidung an dieses zurückgeben oder den Einspruch, wenn 
er unbegründet ist, zurückweisen.

(3) Das Kreisgericht kann von einer Rückgabe der Sache 
an das gesellschaftliche Organ der Rechtspflege absehen und 
selbst endgültig entscheiden, wenn feststeht, daß der Betrof­
fene nicht verantwortlich ist oder wenn nur noch über die 
Wiedergutmachung eines Schadens oder über die Herabset­
zung einer Geldbuße zu entscheiden ist. Im Falle einer Be­
leidigung, Verleumdung oder eines Hausfriedensbruches oder 
bei Schadensersatzansprüchen kann eine gütliche Einigung 
erfolgen.

(4) Gegen die Entscheidung des Kreisgerichts über den Ein­
spruch ist kein Rechtsmittel gegeben.

Z e h n t e r  A b s c h n i t t

Verfahren bei Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
über eine polizeiliche Strafverfügung

§ 278
Zulässigkeit des Antrages

(1) Gegen die polizeiliche Strafverfügung wegen einer Ver­
fehlung kann der Betroffene innerhalb von einer Woche nach 
Zustellung bei der Deutschen Volkspolizei schriftlich oder zu 
Protokoll Antrag auf gerichtliche Entscheidung stellen.

(2) Die Deutsche Volkspolizei kann die Strafverfügung zu­
rücknehmen, anderenfalls übersendet sie die Akten dem Kreis­
gericht.

§ 279 
Hauptverhandlung

(1) Wird der Antrag rechtzeitig gestellt, entscheidet das 
Kreisgericht in einer Hauptverhandlung durch den Richter. 
Der Eröffnung des Hauptverfahrens bedarf es nicht.

(2) Der Antrag kann bis zum Ende der Schlußvorträge in 
der Ha up tverh an d hm g zurückgenommen werden.

(3) Bleibt der Antragsteller unentschuldigt in der Haupt­
verhandlung aus, wird der Antrag ohne Beweisaufnahme 
durch Urteil verworfen.

(4) Eine Hauptverhandlung ist nicht anzuberaumen oder 
zu unterbrechen und die Sache dem Staatsanwalt zu über­
geben, wenn der Verdacht einer Straftat vorliegt. Erhebt der 
Staatsanwalt keine Anklage, ist das Verfahren fortzusetzen.

(5) Im übrigen gelten für das Verfahren die allgemeinen 
Bestimmungen.

§ 280

Entscheidung des Gerichts
Das Gericht entscheidet endgültig durch Urteil. Es kann 

die Geldbuße bestätigen oder ermäßigen oder den Rechtsver­
letzer freisprechen. Auf eine höhere Geldbuße darf nicht 
erkannt werden.

E l f t e r  A b s c h n i t t  

Verfahren bei selbständigen Einziehungen

§ 281
Voraussetzung und Zuständigkeit

In den Fällen, in denen nach den Strafgesetzen auf Ein­
ziehung selbständig erkannt werden kann, ist der Antrag 
bei dem Gericht zu stellen, das für die Entscheidung in der 
Strafsache selbst zuständig wäre.

§ 282
V erf ahrensvorschrif ten

Auf die Verhandlung und Entscheidung finden die Be­
stimmungen über das gerichtliche Verfahren erster Instanz 
entsprechende Anwendung. Im Verfahren vor dem Kreis­
gericht verhandelt und entscheidet der Richter. Hinsichtlich 
der Rechtsmittel und des Rechtsmittelverfahrens gelten die 
allgemeinen Bestimmungen entsprechend.

F ü n f t e s  K a p i t e l  

Bechtsmittel 

E r s t e r  A b s c h n i t t  

Allgemeine Bestimmungen

Rechtsmittel und Rechtsmittelberechtigte
§ 283

(1) Rechtsnüttel gegen gerichtliche "Entscheidungen sind der 
Protest des Staatsanwalts, die Berufung des Angeklagten 
und die Beschwerde.

(2) Ein Irrtum in der Bezeichnung des Rechtsmittels hat 
keine nachteiligen Folgen.

§ 284
(1) Für den Beschuldigten oder den Angeklagten kann 

auch .der Verteidiger, jedoch nicht gegen dessen ausdrück­
lichen Willen, Rechtsmittel einlegen. Der Verteidiger eines 
jugendlichen Beschuldigten oder Angeklagten hat das Recht, 
selbständig Rechtsmittel einzulegen.

(2) Der gesetzliche Vertreter eines Beschuldigten oder An­
geklagten sowie die Eltern oder sonstigen Erziehungsberech­
tigten eines jugendlichen Beschuldigten oder Angeklagten 
können selbständig binnen der für den Beschuldigten oder 
Angeklagten geltenden Frist Rechtsmittel einlegen.

§ 285
Verbot der Straferhöhung

Ist ein Urteil nur zugunsten des Angeklagten angefochten 
worden, darf nicht auf eine schwerere Maßnahme der straf-


